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1. 
Das Bundesverfassungsgericht spricht von "wirtschaftspolitischer Neutralität" 

des Grundgesetzes. Was ist damit gemeint? (Doppelnennungen sind möglich)
2 Punkte


a)
Der Verfassungsgeber hat sich nicht ausdrücklich für ein bestimmtes


Wirtschaftssystem entschieden.


b)
Der einfache Gesetzgeber kann jedes beliebige Wirtschaftssystem einführen.


c)
Der einfache Gesetzgeber darf die ihm jeweils sachgerecht erscheinende 


Wirtschaftspolitik verfolgen, sofern er dabei das Grundgesetz beachtet.


d)
Der einfache Gesetzgeber muß sich jeder wirtschaftspolitischen Festlegung


enthalten.

2.
Nennen Sie drei rechtliche Argumente, die gegen die Einführung einer Planwirtschaft

(Zentralverwaltungswirtschaft) in Deutschland sprechen.



6 Punkte

3.
Woraus lassen sich verfassungsrechtliche Vorgaben für eine Einwirkung des Bundes

auf die Wirtschaft entnehmen? (Mehrfachnennungen sind möglich)

3 Punkte


a)
Eigener Abschnitt Wirtschaftsverfassung im Grundgesetz


b)
Bestimmungen über Gesetzgebungskompetenzen


c)
Art. 15 GG


d)
Grundrechte


e)
Bestimmungen über die Aufgaben des Bundestages.

4.
Läßt Art. 15 GG eine Vergesellschaftung von Banken und Versicherungen zu?

Begründen Sie Ihre Ansicht.







3 Punkte

5.
Erläutern Sie die wirtschaftspolitischen Vorstellungen, die dem Instrumentarium

des StWG (Stabilitätsgesetz) zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen

Gleichgewichts im Sinne des Art. 109 II GG zugrunde liegen.


3 Punkte

6.
Aus welchen Gründen ist die "konzertierte Aktion" im Sinne des § 3 StWG

gescheitert? Um die Verwirklichung welches Grundrechts geht es dabei?

4 Punkte

7.
Unter welchen Voraussetzungen kann der Gesetzgeber die Freiheit der

Berufsausübung einschränken?






3 Punkte

8.
Nennen Sie drei Beispiele für Berufsausübungsregelungen



3 Punkte

9.
Erläutern Sie den Unterschied zwischen subjektiven und objektiven 

Berufs-Zugangsbeschränkungen






3 Punkte

10.
Um welche Art Zugangsbeschränkung handelt es sich, wenn der Zugang zu

einem Beruf vom Alter eines Bewerbers abhängig gemacht wird?


2 Punkte

11.
Nennen Sie ein "klassisches" Beispiel für eine subjektive 

Berufs-Zugangsbeschränkung






1 Punkt

12.
Nennen sie ein Beispiel - ggf. auch ein historisches - für eine objektive

Berufs-Zugangsbeschränkung






2 Punkte

13.
Nach welchen "Systemen" werden die Steuererträge zwischen Bund und

Ländern aufgeteilt? Nennen Sie die maßgebliche Bestimmung mit den

einschlägigen Absätzen







3 Punkte

14.
Für welche Steuern haben die Länder die Gesetzgebungskompetenz?

2 Punkte

15.
Welches oberste Bundesorgan muß die Vorlage für das Haushaltsgesetz

bei welchem Organ einbringen? Nennen Sie die einschlägigen Bestimmungen

des Grundgesetzes








3 Punkte

16.
a)
Welche Bedeutung hat das Haushaltsgesetz?


b)
Warum kann man das Haushaltsgesetz als Gesetz im bloß "förmlichen"


Sinne bezeichnen?







4 Punkte

17.
Was geschieht, wenn das Haushaltsgesetz für das folgende Jahr bis zum Schluß

des Rechnungsjahres nicht verabschiedet worden ist?



3 Punkte

18.
a)
Muß der Bundesrat dem Haushaltsgesetz zustimmen?


b)
Kann der Bundesrat gegen das Haushaltsgesetz Einspruch einlegen?
2 Punkte

19.
Welches war die erste Europäische Gemeinschaft?




1 Punkt

20.
Welche Europäischen Gemeinschaften gibt es heute noch?



1 Punkt

21.
Nennen Sie die vier wichtigsten Organe der Europäischen Gemeinschaften

mit ihrem Sitz









3 Punkte

22.
Welches Organ der EG handelt - je nach Sachgebiet - in unterschiedlicher

personeller Besetzung?







2 Punkte

23.
Beantworten Sie unter Nennung der Bestimmungen des EGV folgende

Fragen:


a)
Wieviele Mitglieder hat die Kommission?


b)
Wer benennt die Mitglieder der Kommission?


c)
Ist das Europäische Parlament am Zustandekommen der


Kommission beteiligt?






3 Punkte

24.
Kann die Bundesrepublik Deutschland im Rat durch ein Mitglied einer

deutschen Landesregierung vertreten werden? Nennen Sie die hierfür

maßgeblichen Bestimmungen des EGV und des GG



3 Punkte

25.
Wer ist grundsätzlich unmittelbar gebunden durch


a)
eine Richtlinie der EG?


b)
eine Verordnung der EG?


Begründen Sie Ihre Auffassung anhand einer Bestimmung des EGV

4 Punkte

26.
a)
In welcher Zusammensetzung tritt der Europäische Rat


zusammen?


b)
Wie oft muß der Europäische Rat im Jahr mindestens zusammen


treten?


c)
Wer hat im Europäischen Rat den Vorsitz inne?


d)
Ist der Europäische Rat ein Leitungsorgan des Staatenverbundes


der Europäischen Union oder der Europäischen Gemeinschaften?

4 Punkte

27.
a)
Was versteht man unter "primärem" und "sekundärem" 


Gemeinschaftsrecht?


b)
Wie entsteht "primäres" Gemeinschaftsrecht?



2 Punkte

28.
Nennen Sie drei Aspekte, unter denen sich die öffentliche Verwaltung vom

Bürger unterscheidet








3 Punkte

29.
Nennen Sie drei rechtliche Einrichtungen, die zur Kontrolle der öffentlichen

Verwaltung dienen








3 Punkte

30.
a)
Nennen Sie drei Handlungsformen der öffentlichen Verwaltung


b)
Welche Handlungsformen haben generell-abstrakte Wirkungen?


c)
Welche Träger öffentlicher Verwaltung sind in der Regel befugt,


Satzungen zu erlassen?


d)
Wer wird durch eine Satzung grundsätzlich berechtigt oder verpflichtet?
4 Punkte

31.
Was sind die typischen Entscheidungsformen des Gesetzgebers, der Verwaltung

und der Rechtsprechung?







1 Punkt

32.
a)
Ist ein rechtswidriger Verwaltungsakt 



- automatisch nichtig?



- vom Bürger unbegrenzt anfechtbar?



- von der Behörde stets zurücknehmbar?


b)
Begründen Sie Ihre Antwort mit jeweils einem Hinweis auf Vorschriften


aus dem VwVfG oder/und der VwGO




4 Punkte

33.
Was versteht man unter "Widerruf" eines Verwaltungsaktes?


1 Punkt

34.
Welches sind die wichtigsten drei Kriterien, nach denen sich die Möglichkeit

der Aufhebung von Verwaltungsakten und deren Rechtsfolgen bestimmen?
4 Punkte

35.
Wie unterscheiden sich Verwaltungsakte, öffentlich-rechtliche

Verträge und Zusicherungen im Hinblick auf ihre formellen

Wirksamkeitsvoraussetzungen nach dem VwVfG?




2 Punkte

36.
Welche Rechtsfolgen ergeben sich, wenn sich die Sach- oder Rechtslage

nachträglich ändert


a)
falls ein Verwaltungsakt erlassen worden ist?


b)
falls die Behörde den Erlaß eines Verwaltungsaktes zugesichert hat?
3 Punkte
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